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Sozialdemokrati-
sche Partei (SPD)

Auszug aus dem Landtags- 
wahlprogramm 2022 der SPD

Zukunftsprogramm Schleswig-Holstein
(…)

2. Mission „Wir investieren in wirtschaftliche 
Chancen und schaffen gute Arbeit“

Wir werden eine Offensive „Mehr Fachkräfte in die Kitas“ 
starten, um dem ansteigenden Fachkräftebedarf zu begeg-
nen. Dazu gehören bewährte und neue Instrumente, wie der 
Ausbau der Voll- und Teilzeitausbildung, die vergütete Ausbil-
dung, die Vereinfachung des Quereinstiegs, die berufsbeglei-
tende vergütete Ausbildung und die einfachere Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse. (…)

Die in den letzten Jahren eingeführten Instrumente zur Förde-
rung von Unternehmensgründungen in der Frühphase werden 
wir evaluieren. Wir wollen insbesondere kreative und inno-
vative Ideen fördern, die wirkliche Erfolgsaussichten haben, 
Wohlstand und gute Arbeitsplätze zu schaffen. Dafür müssen 
Förderstrukturen gut ineinandergreifen. Neben ausreichend 
Wagniskapital ist vor allem auch ideelle und praktische Unter-
stützung wichtig. Dazu gehören Marktzugang, Beratung durch 
erfolgreiche Gründer*innen und rechtliche Unterstützung. 
Dabei wollen wir helfen. Wir werden alle Maßnahmen mit 
einem regelmäßigen Monitoring begleiten, um durch Evalua-
tion und Anpassungen auch bei schnellen Veränderungen pass-
genaue Angebote machen zu können. Wir werden prüfen, ob 
die Förderung und Errichtung internationaler Schulen in Schles-
wig-Holstein erforderlich ist, um internationalen Fachkräften 
(sogenannten Expats) und ihren Familien attraktive Angebote 
in unserem Land machen zu können. (…)

Wir wollen das Angebot „grüner“ Ausbildungsgänge ausbauen 
und die überbetriebliche Ausbildung noch besser finanziell 
unterstützen. Darüber hinaus werden wir prüfen, ob wir einen 
neuen übergreifenden Ausbildungsgang entwickeln und etab-
lieren, der die neue Vielfalt der landwirtschaftlichen Betriebe 
(Tourismus, Direktvermarktung, Seniorenbetreuung, Kita auf 
dem Hof, Energiewirtschaft) berücksichtigt. Zudem werden 
wir die Aus-, Fort- und Weiterbildung für Betriebsleiter*innen 
ebenso fördern wie die für Arbeitnehmer*innen. Unser Ziel ist, 
gute Arbeit zu ermöglichen, die eine faire Entlohnung, reguläre 
Arbeitsverträge und die Einhaltung der Arbeitnehmerrechte 
beinhaltet. Dabei richten wir ein besonderes Augenmerk auf 
die Situation von Frauen in der Landwirtschaft und in ländli-
chen Räumen. Personalvertretungen und Betriebsräte in der 
Ernährungswirtschaft werden gestärkt und – wo nötig – wird 
ihre Einführung unterstützt. Des Weiteren werden Saison- und 
Werksarbeitnehmer*innen über ihre Rechte, Pflichten und den 
Arbeitsschutz in ihrer jeweiligen Muttersprache aufgeklärt. 

Dazu braucht es ausreichend mobile Beratungsteams. Die Aus-
beutung von Arbeitnehmer*innen in Einzelhandel und Produk-
tionsverarbeitung muss unterbunden werden. Wir werden die 
staatlichen Kontrollinstanzen so aufstellen, dass sie die Einhal-
tung des Arbeitsschutzes überwachen können. (…)

4. Mission „Wir halten die Gesellschaft zusam-
men“

Wir stehen für eine solidarische Gesellschaft. Eine solidarische 
Gesellschaft achtet die Würde jeder Arbeit und respektiert 
jede Lebensleistung. Ebenso stehen wir für gleiche Teilhabe- 
und Lebenschancen für alle und für gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Stadt und Land. Die solidarische Gesellschaft ist 
inklusiv und steht für eine moderne Familienpolitik. In unse-
rer Gesellschaft wird niemand aufgrund des Geschlechts, einer 
Behinderung, des sozialen Status der Familie, der interkulturel-
len Herkunft, Religion oder der sexuellen Orientierung diskri-
miniert. Bei uns in Schleswig-Holstein kann man gut und gerne 
aufwachsen und alt werden.

Die gemeinnützigen Wohlfahrtsverbände sehen wir als wich-
tige Partner bei der Förderung des gesellschaftlichen Engage-
ments. Wir stehen zum Subsidiaritätsprinzip, um die soziale Inf-
rastruktur in Schleswig-Holstein nicht allein den Marktmecha-
nismen zu überlassen Die gemeinnützigen Wohlfahrtsverbände 
haben in den vergangenen Jahren Herausragendes geleistet, um 
den sozialen Zusammenhalt auch in Krisensituationen zu fes-
tigen und auszubauen. Wir wollen die Arbeit dieser gemein-
nützigen Spitzenverbände unterstützen und zusätzlich fördern. 
Das Engagement der gemeinnützigen Verbände bei der Wei-
terentwicklung digitaler Beteiligungsmöglichkeiten wollen wir 
stärken.(…)

Parteiprogramme: SPD

http://www.frsh.de


www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 104 * 5/2022 · 49 

Parteiprogramme: SPD

Wir werden das kinder- und jugendfreundlichs-
te Bundesland

Kinder- und jugendfreundlich heißt für uns: Eltern, Familien, 
Staat und Gesellschaft sorgen gemeinsam dafür, dass jedes Kind 
und alle Jugendlichen gut und geborgen aufwachsen können. 
Jedes Kind und alle Jugendlichen sollen unabhängig von ihrer 
Herkunft die gleichen Chancen haben, das Bestmögliche aus 
ihrem Leben zu machen. Jedes Kind ist uns gleich viel wert! 
So beugen wir sozialer Spaltung vor und sorgen für sozialen 
Zusammenhalt von Anfang an. (…)

Wir stellen die Arbeit von Frauenhäusern und 
Beratungsstellen sicher

Wir treten jeglicher Gewalt gegenüber Frauen entschlossen 
entgegen und lassen uns dabei von der Istanbul-Konvention 
leiten. Deswegen werden wir das Angebot für hilfebedürftige 
Frauen und deren Kinder flächendeckend und bedarfsgerecht 
ausgestalten sowie auskömmlich finanzieren. Ein zentrales Pro-
blem ist, dass die Kapazitäten in den Frauenhäusern zu gering 
sind. Daher werden wir Wohnungen der öffentlichen Hand zur 
Verfügung stellen, damit es den Frauen ermöglicht wird, sich 
schnell einen neuen Lebensmittelpunkt zu schaffen. 

Bei der Unterstützung von Frauenhäusern sind uns folgende 
Punkte wichtig:

•	 Die realen Miet- und Betriebskosten der Frauenhäuser sind 
vollumfänglich zu übernehmen. 

•	 Die Anzahl der Frauenhausplätze soll gemäß den Empfeh-
lungen der Bedarfsanalyse ausgebaut werden.

•	 Bei den Frauenberatungsstellen sollen Mindestkapazitäten 
pro Einwohnerzahl vereinbart werden.

•	 Die Kosten für die Beförderung zu den Frauenhäusern 
werden vom Land übernommen werden, um eine Erreich-
barkeit auch in den ländlichen Regionen zu ermöglichen.

•	 Der Betreuungsschlüssel in den Frauenhäusern wird von 
1:6 auf 1:4 gesenkt. Nur so können die Mitarbeiterinnen die 
komplexer werdenden Anforderungen auch erfüllen und 
Frauen mit Gewalterfahrungen bestens unterstützen.

Darüber hinaus werden wir uns mit den Kommunen über die 
Zuständigkeiten für die Finanzierung des ambulanten Hilfesys-
tems verständigen. Außerdem sollten Frauenhäuser barriere-
freie Einrichtungen sein. Dabei ist es unerlässlich, dass in allen 
Kreisen und kreisfreien Städten Schleswig-Holsteins Frauen-
häuser zu finden sind. 

Auch müssen Beratungsstellen für viele andere wichtige 
Bereiche so gestärkt werden, dass sie ihre Aufgaben erfül-
len können. Zu diesen gehören die Fachberatung für geflüch-
tete Mädchen und Frauen, Beratungsstellen für wohnungslose 
Frauen, die aufsuchende Beratungsstelle für Sexarbeiter*innen 
oder auch die Männerberatungsstellen in Schleswig-Holstein.

Menschenhandel findet tagtäglich in verschiedenen Bereichen, 
wie z. B. Zwangsprostitution, Pflege, Gastronomie, Haus-
halt oder Bau statt, wobei häufig Frauen betroffen sind. Wir 
werden zusammen mit den relevanten Akteur*innen einen 
Aktionsplan gegen Menschenhandel und Zwangsprostitution 
aufsetzen, um diesen entgegenzuwirken. 

Geflüchtete Frauen benötigen spezielle Unter-
stützung

Erfahrungen zeigen, dass Frauen nach der Flucht besondere 
Unterstützungsangebote benötigen. Dazu gehören beispiels-
weise Zugangsmöglichkeiten zu Informationen über eigene 
Rechte. Gleichzeitig beobachten wir, dass sich viele Selbsthilfe-
organisationen gegründet haben, die sich geflüchteter Frauen 
annehmen. Diese wichtige Arbeit wollen wir unterstützen. Ein 
Weg wäre, Informationen über landesweite Hilfs- und Unter-
stützungssysteme für gewaltbetroffene geflüchtete Frauen auf 
einer Website zu bündeln und schnell sowie barrierefrei auf-
findbar zu machen.

Auch werden wir die Arbeit von mobilen psychosozia-
len Sprechstunden für besonders belastete gewaltbetroffene 
geflüchtete Frauen in Unterkünften stärken. Wir sorgen für 
eine bessere Ausstattung und Sensibilisierung der zuständigen 
Behörden, wenn es um geschlechtsspezifische Belange geht. 
(…)

8. Mission „Wir machen Schleswig-Holstein zur 
Heimat für alle“

Schleswig-Holstein ist ein besonderes Land. Hier, zwischen den 
Meeren, haben wir einen weiten Horizont, sind sturmerprobt 
und bodenständig. Wir lieben unsere Freiheit. Sorgen aber 
auch für Solidarität und Zusammenhalt. Mitten in Europa sind 
wir zum Vorbild der Minderheitenpolitik geworden. Als Bei-
spiel ist der durch die SPD initiierte Handlungsplan Sprachen-
politik für das Land Schleswig-Holstein mustergültig für die 
gesamte Bundesrepublik Deutschland. Diesen Handlungsplan 
wollen wir zum Schutz und zur Förderung der Regional- und 
Minderheitensprachen fortführen und mit mehr Leben füllen. 
Wir wissen, dass Sport und Kultur unabdingbar für das Mitei-
nander sind. Auch erleben wir in unserem Alltag, wie wichtig 
eine bunte und tolerante Gesellschaft ist.

Wir organisieren Asylaufnahme, Zuwanderung 
und Integration

Wir sind die Partei, die den gesellschaftlichen Zusammen-
halt organisiert. Dabei werden wir für diejenigen da sein, die 
bereits seit längerer Zeit in Schleswig-Holstein leben und auch 
hier geboren sind, und gleichzeitig auch für diejenigen, die neu 
zu uns kommen. 

Wir wollen Behörden und unabhängige Beratungsstellen wie 
die der Antidiskriminierungsstelle, der Migrationsberatung, der 
Rückkehrberatung und der psychosozialen Beratung unabhän-
gig durch das Land fest finanzieren und fördern. Wir wollen 
mit den Kommunen und den Beratungsstellen in Schleswig-
Holstein die „One-Step“-Strategie als schleswig-holsteinisches 
Modell entwickeln.

Im ersten Jahr einer SPD-geführten Landesregierung wollen 
wir das Bundesland Schleswig-Holstein zum sicheren Hafen 
erklären und damit deutlich machen, dass wir Menschen auf 
der Flucht aufnehmen wollen und können. 

Wir wollen zusätzlich zum UNHCR-Resettlement-Programm 
ein flexibles Landesaufnahmeprogramm für Menschen, die in 
Not sind sowohl an den EU-Außengrenzen als auch innerhalb 
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der EU, oder auch für Flüchtlinge, die sich noch in Nachbar-
ländern von Kriegsgebieten befinden. Wir wollen dafür sorgen, 
dass Schleswig-Holstein schnell und unkompliziert agieren kann 
und sich Schutzsuchende hier sicher fühlen können. Ebenfalls 
stellen wir fest, dass Frauen und Mädchen in militärischen Kon-
flikten spezifischen Gefährdungen ausgesetzt sind. Daher benö-
tigen wir besondere Aufnahmeprogramme für Frauen und 
Mädchen aus Konfliktgebieten.

Wer bei uns Freiheit, Sicherheit und Demokratie sucht und 
keine Straftat begangen hat, darf nicht mit Haft bestraft 
werden. Wir werden die Abschiebungshaft so schnell wie mög-
lich wieder schließen und diese durch eine humane Rückkehr-
politik ersetzen. In (Bürger-)Kriegsländer darf nicht abgescho-
ben werden! Wir führen ein Abschiebungsmoratorium ein, das 
eine Abschiebung in Länder mit bewaffneten Konflikten für die 
Dauer dieser Konflikte verbietet. Darüber hinaus werden wir 
uns auch dafür einsetzen, dass Schwangere nicht abgeschoben 
werden dürfen.

Wir wollen Integrationskurse neu gestalten und werden dafür 
in den durch den Bund finanzierten Integrations- und Berufs-
sprachkursen Plätze für diejenigen finanzieren, die nach den 
Regeln des Bundes keinen Anspruch auf Teilnahme haben. Wir 
wollen in enger Arbeit mit den Trägern die Strukturen der Inte-
grationskurse in den ländlichen Räumen stärken. Damit verhin-
dern wir, dass Menschen, die zu uns gekommen und motiviert 
sind, die deutsche Sprache zu lernen, monatelang ausgebremst 
werden. Wir setzen uns dafür ein, dass Online-Angebote für 
Integrationskurse stattfinden. Das Land soll die Kommunen bei 
ihren Integrationsbestrebungen aktiv unterstützen.

Wir wollen den Anteil von Menschen mit interkulturellem und 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst stärker fördern. 
Eine SPD-geführte Landesregierung wird den Diversity-Plan 
Integration für Schleswig-Holstein wiederaufnehmen und klare 
Ziele und Maßnahmen umsetzen für eine Erhöhung des Anteils 
von Menschen mit interkulturellem und Migrationshintergrund 
bis 2030 im öffentlichen Dienst des Landes.

Wir wollen eine transparente und motivierende Kampagne für 
mehr Einbürgerungen. Die Staatsbürgerschaft bedeutet mehr, 
als nur einen Pass in der Hand zu halten. Sie bedeutet, gleich-
berechtigt und auf Augenhöhe am politischen und gesellschaft-
lichen Leben teilnehmen zu können. Dazu gehört auch eine 
umfassende Aufklärung über die Verbraucherrechte in allen 
Lebensbereichen. Die Einbürgerung verringert Barrieren im 
Alltag drastisch und zeigt für alle deutlich, dass jemand in unse-
rer Gesellschaft angekommen ist. Somit trägt jede Einbürge-
rung zu sozialer Stabilität und Zusammenhalt bei. Gleichzei-
tig bekennen wir uns jedoch auch zum Ziel des Wahlrechts für 
alle, denn nicht für alle, die bei uns leben, ist eine Einbürgerung 
möglich.

Wir wollen, dass geschlechtsspezifische Gründe bei der 
Gewährung von Asyl stärker berücksichtigt werden. Dazu 
gehört u. a. die Drohung mit Zwangsverheiratung oder Kör-
perverletzung, aber auch die Verfolgung von Frauen, die sich 
politisch betätigen. Wir setzen uns auf allen Ebenen dafür ein, 
dass dieser Teil der Istanbul-Konvention vollständig umgesetzt 
wird. 

Geflüchtete Kinder und Jugendliche werden nicht mehr in Sam-
melunterkünften untergebracht und besuchen von Anfang an 
eine öffentliche Schule.

Die schleswig-holsteinische Minderheitenpolitik 
soll Vorbild bleiben

Wir wollen die kulturelle Vielfalt Schleswig-Holsteins bewah-
ren. Wir begreifen unsere Unterschiedlichkeit als Stärke. 
Schleswig-holsteinische Fries*innen, die dänische Minder-
heit, Sinti*zze und Rom*nja und die deutsche Minderheit in 
Nordschleswig sind die Botschafter*innen unserer Vielfalt. Im 
deutsch-dänischen Grenzland sind die Minderheiten Mittler 
und wichtige Brückenbauer für das Zusammenleben und für 
die Entwicklung in der Region.(…)

Es gehört zu unserem Grundverständnis der Politik, Minder-
heiten und Volksgruppen bei ihrem Bemühen zu unterstützen, 
ihre Identität zu wahren und zu leben. Dafür werden wir die 
finanzielle und strukturelle Unterstützung und die von uns initi-
ierte langfristige Planungssicherheit fortschreiben und formulie-
ren sie auch für die Sinti*zze und Rom*nja. (…)

Wir wollen die Bemühungen gegen Antiziganismus verstär-
ken und setzen uns für eine Umsetzung der aktualisierten 
EU-Roma-Strategie in Schleswig-Holstein ein.  

Landtagswahlprogramm 2022 der SPD im Internet 
https://bit.ly/3JKXkQU 
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